
 

 

Feststellung des Unterbleibens einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 
für das Vorhaben wesentliche Änderung (Typenänderung) von sechs 

Windkraftanlagen in 15326 Lebus und 15326 Podelzig 
    

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 18. Juli 2025 

 
 

Die Firma PROKON Regenerative Energien eG, Kirchhoffstraße 3 in 25524 Itzehoe, beantragt die 

Genehmigung nach § 16 in Verbindung mit § 16b Absatz 7 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), auf den Grundstücken in 15326 Lebus in der 
Gemarkung Lebus, Flur 1, Flurstück 1 und Flur 3, Flurstücke 290, 291 und 480 sowie in der 
Gemarkung Mallnow, Flur 2, Flurstück 113 und in 15326 Podelzig in der Gemarkung Podelzig, 
Flur 9, Flurstücke 74 und 86  sechs Windkraftanlagen wesentlich zu ändern (Az.: G06125). 
 
Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 1.6.2 V des Anhangs 1 der Verordnung 
über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) sowie um die Änderung eines 
Vorhabens nach Nummer 1.6.1 X der Anlage 1 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG). 
 
Nach § 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 UVPG war für das beantragte Vorhaben eine allgemeine 
Vorprüfung durchzuführen. 
 
Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsverfahrens auf der Grundlage der 
vom Vorhabensträger vorgelegten Unterlagen sowie eigener Informationen. 
 
Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für das oben genannte 
Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht. 
 
Diese Feststellung beruht im Wesentlichen auf folgenden Kriterien: 
 
Das Vorhaben umfasst die Änderung des Anlagentyps GE 158 mit einer Nennleistung von 
5,5 MW und Nabenhöhe von 161 m auf den Anlagentyp Nordex N163 mit einer Nennleistung 
von 7,0 MW und Nabenhöhe von 164 m. Die Zusatzbelastung der Anlagen ist mindestens 
8 dB(A) unterhalb des jeweils gültigen Immissionsrichtwertes. Die Anlagen führen somit zu 
keinen erheblichen Geräuschimmissionen an den Immissionsorten. 
 
Ebenso ist die Standsicherheit der Windkraftanlage und der umliegenden Anlagen durch die 
veränderte Turbulenzsituation weiterhin gegeben. 
 
Insgesamt sind nach überschlägiger Prüfung keine erheblich nachteiligen 
Umweltauswirkungen bei Umsetzung des geplanten Vorhabens zu erwarten. 
 
Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. 
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